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Europa steht an einem Wendepunkt: un-
terschiedliche Herausforderungen und 
Krisen überlagern sich – von den Folgen 
der Klimakrise über Energieengpässe und 
geopolitische Spannungen bis hin zu 
einer stark gestiegenen Belastung der 
Bürgerinnen und Bürger durch Lebens-
haltungs- und Wohnkosten. Nach Schät-
zungen der Europäischen Zentralbank1) 
beläuft sich die öffentliche Investitionslü-
cke in der EU zwischen 2025 und 2031 
auf über 900 Milliarden Euro pro Jahr – 
zusätzlich zum aktuellen Niveau. Diese 
Investitionen wären notwendig, um die 
Ziele der digitalen und nachhaltigen 
Transformation sowie der europäischen 
Verteidigungsfähigkeit zu erreichen. Al-
lein für die Umsetzung der Klimaziele 
fehlen bis 2030 Investitionen in Höhe von 
rund 620 Milliarden Euro jährlich.2) 

Diese Summen machen bereits deutlich, 
dass diese Herausforderung allein mit öf-
fentlichem Geld nicht zu meistern ist. Pri-
vates Kapital muss hierfür zusätzlich mo-
bilisiert werden. Private Kapitalgeber 
folgen dabei anderen Entscheidungskri-
terien als die öffentliche Hand. Wenn das 
Zusammenspiel von privatem und öffent-
lichem Kapital richtig kalibriert wird, 
können sie sich gegenseitig in ihrer Wir-
kung stärken. Verfehlte Abstimmung 
führt jedoch zu Fehlinvestitionen und Ef-
fizienzverlusten, die sich Deutschland 
und die Europäische Union angesichts 
der Herausforderungen nicht leisten kön-
nen. Das ist die zentrale Herausforderung 
der künftig als „Spar- und Investitions-
union“ bezeichnete Kapitalmarktunion.

Diese Herausforderungen treffen nicht 
nur einzelne Mitgliedsstaaten, sondern 
bedrohen die wirtschaftliche und soziale 

Stabilität der gesamten Union, wodurch 
diese im globalen Wettbewerb an Boden 
zu verlieren droht. Der massive Finanzbe-
darf in den Bereichen Energie, Wohnen, 
Verkehr und Digitalisierung wirft die Fra-
ge auf, wie Investitionen klug priorisiert 
und verteilt werden können, ohne beste-
hende Ungleichheiten zu verschärfen 
oder Marktverzerrungen zu schaffen.

Die 19 Förderbanken des Bundes und der 
Länder sowie die Europäische Investiti-
onsbank (EIB) spielen in diesem Span-
nungsfeld eine Schlüsselrolle: Sie können 
Risiken reduzieren und so gezielt Investi-
tionen im öffentlichen Interesse mobili-
sieren und Projekte ermöglichen, die im 
freien Markt keine ausreichende Finan-
zierung fänden – und dabei sicherstellen, 
dass der notwendige Umbau Europas ge-
recht, inklusiv und innovationsfördernd 
gestaltet wird. Ihre strategische Unter-
stützung ist zentral, um Europas grüne 
und soziale Transformation nachhaltig zu 
gestalten und die Wettbewerbsfähigkeit 
langfristig zu sichern.

Der Ausbau klimafreundlicher und digita-
ler Infrastruktur entscheidet über die 
künftige Wettbewerbsfähigkeit Europas. 
Dabei geht es nicht nur um Hochtechno-
logiezentren oder industrielle Großpro-
jekte, sondern insbesondere um Investitio-
nen in die nachhaltige Daseinsvorsorge: 
etwa in Energieinfrastruktur, Schienenver-
kehr, Wärmenetze, nachhaltige Gebäude, 
Wasserversorgung, Biodiversitätsschutz 
sowie klimaresiliente urbane Räume. 

Laut dem Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW)3) ist insbesondere 
der Ausbau grenzüberschreitender Ener-
gie- und Stromverbindungen ein zentrales 

Element für Europas industrielle Zukunft 
– etwa um Lastflüsse aus erneuerbaren 
Quellen effizient zu steuern und europäi-
sche Energiemärkte zu integrieren. Doch 
viele strukturschwache Regionen bleiben 
von dieser Entwicklung bislang ausge-
schlossen.

Nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit 
braucht Infrastruktur 

Ein zentrales Hemmnis für diese Transfor-
mation ist jedoch weniger fehlendes Ka-
pital, sondern der Mangel an Personal, 
technischer Kompetenz und Ko-Finanzie-
rungsmöglichkeiten, wie die EIB4) in ihrer 
Kommunalstudie 2023 zeigt. Mehr als die 
Hälfte der europäischen Städte möchten 
ihre Klimainvestitionen ausbauen, schei-
tern jedoch an den genannten strukturel-
len Defiziten.

Förderbanken wie die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW), EIB, die baden-
württembergische L-Bank oder die Säch-
sische Aufbaubank (SAB) übernehmen 
hier eine Schlüsselfunktion: Sie bieten 
nicht nur finanzielle Unterstützung, son-
dern auch strategische und technische 
Beratung. Durch gezielte Programme auf 
Landes- und Bundesebene können För-
derbanken zunehmend auch Start-ups 
und technologieorientierte Mittelständ-
ler erreichen. So tragen sie zur Entwick-
lung und Skalierung nachhaltiger Ge-
schäftsmodelle bei – mit positiven 
Effekten auf Wertschöpfung, Beschäfti-
gung und Innovationsdynamik auch au-
ßerhalb etablierter Clusterregionen.

Ein zentraler Hebel ist dabei die Investiti-
on in Wagniskapitalfonds: Allein über KfW 
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Capital, eine Tochter der KfW, wurden bis 
Ende 2024 rund 2,5 Milliarden Euro in 132 
europäische VC-Fonds investiert5) – mit Un-
terstützung des ERP-Sondervermögens 
und des Zukunftsfonds. Diese Fonds er-
reichten über 2 400 Start-ups und junge 
Technologieunternehmen, viele davon im 
Bereich Klimaschutz, Digitalisierung oder 
Gesundheit. Durchschnittlich investieren 
die Fonds fast das Vierfache des von KfW 
Capital bereitgestellten Kapitals in deut-
sche Unternehmen. Das trägt maßgeblich 
dazu bei, auch strukturschwache Regionen 
in den Innovations- und Transformations-
prozess einzubeziehen.

Gesamtgesellschaftliches und 
gesamteuropäisches Projekt 

Nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit darf 
nicht zur exklusiven Domäne einzelner 
Innovations-Cluster werden. Eine gerech-
te europäische Industriepolitik muss ge-
zielt Regionen mit Strukturwandelpoten-
zial einbinden – ob in Ostdeutschland, 
Südosteuropa oder ländlichen Räumen. 
Förderbanken sind in der Lage, EU-Instru-
mente wie InvestEU, REPowerEU oder 
den Innovationsfonds mit lokalen Gege-
benheiten zu verzahnen – und so Investi-
tionen dorthin zu lenken, wo sie am 
meisten bewirken. 

Der viel zitierte Bericht von Mario Draghi 
betont zu Recht die Notwendigkeit von 
Produktivität und technologischer Souve-
ränität für die Zukunft der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit – doch ohne eine 
faire Infrastrukturstrategie bleibt dieser 
Anspruch unvollständig. Es braucht einen 
europäischen Politikansatz, der regionale 
Gerechtigkeit zum integralen Bestandteil 
von Wettbewerbsfähigkeit macht. Eine 
europäische Förderpolitik, die im Gleich-
schritt mit einer dezentralen Infrastruk-
turstrategie agiert, kann hier entschei-
dende Impulse setzen.

Die klimaneutrale Transformation kann 
nur gelingen, wenn sie als gesamtgesell-
schaftliches und gesamteuropäisches Pro-
jekt gedacht wird – wirtschaftlich, sozial 
und räumlich ausgewogen. Förderban-
ken sind dabei nicht nur Kapitalgeber, 
sondern strategische Partner im Wandel. 

Wegen ihres öffentlichen Auftrags sind 
sie in der Lage, Investitionen dorthin zu 
lenken, wo sie heute noch nicht selbst-
verständlich sind – und damit Europas In-
novationskraft auf ein breiteres, gerech-
teres Fundament zu stellen.

Steigende Lebenshaltungskosten und ex-
plodierende Wohnpreise zählen heute zu 
den drängendsten sozialen Problemen 
Europas. Laut einer aktuellen Eurobaro-
meter-Umfrage von Juli 20246) waren dies 
die Hauptgründe, die viele Bürgerinnen 
und Bürger bei der Wahl zum Europäi-
schen Parlament motivierten. Zwischen 
2015 und 2023 stiegen die Immobilien-
preise in der EU im Durchschnitt um 48 
Prozent. Parallel dazu erhöhten sich die 
Mietpreise im Zeitraum 2010 bis 2022 um 
durchschnittlich 18 Prozent. Immer mehr 
Haushalte geben mehr als 40 Prozent ih-
res Einkommens für Wohnen aus – in 
Städten betrifft dies rund 10,6 Prozent al-
ler Haushalte, in ländlichen Regionen im-
merhin 7 Prozent.7) Gleichzeitig zeigen 
Einschätzungen der KfW8) einen Abfall in 
privaten und öffentlichen Investitionen, 
die auch den Wohnungsbereich betreffen. 
Diese lagen in Deutschland zuletzt 13 Pro-
zent unter dem Investitionswert von 2019.

Eine soziale Frage und eine 
Infrastrukturherausforderung

Diese Entwicklung trifft insbesondere 
jene, die ohnehin am stärksten belastet 
sind: junge Menschen, Familien mit ge-
ringem oder mittlerem Einkommen so-
wie ältere Menschen. Wohnraum, der 
eine Grundlage für soziale Teilhabe und 
wirtschaftliche Sicherheit bildet, wird zu-
nehmend zur Ware und damit zum 
Spekulationsobjekt. Dies widerspricht zu-
tiefst dem Verständnis von Wohnen als 
Menschenrecht und öffentlichem Gut.

Trotz der Dringlichkeit bleibt die Moder-
nisierung und der Ausbau bezahlbarer 
Wohninfrastruktur eine enorme He
rausforderung. Produktivitätseinbrüche, 
hohe Baukosten und Fachkräftemangel 
verzögern Neubauten, während gleich-
zeitig der ökologische Umbau des 
Gebäudebestands durch hohe Energie-
preise und ineffiziente Bestandsgebäude 

erschwert wird. Insbesondere die energe-
tische Sanierung des Bestandswohn-
raums bietet ein großes Wirkungsfeld für 
Förderbanken. Etwa zwei Drittel des 
Energieverbrauchs privater Haushalte in 
Europa entfällt auf das Heizen und rund 
46 Millionen Europäer leben heute in 
Energiearmut.9)

Fokussierung auf Bestandsgebäude

Die Bezahlbarkeit von Sanierungen wird 
zur Schlüsselfrage, ob die nachhaltige 
Transformation von den Bürgern gestützt 
wird. Führt sie zur Überlastung der priva-
ten Haushalte, bricht die öffentliche Un-

Mitglied des Europäischen Parlaments, 
Brüssel

Parlamentarische Assistentin, Europäisches 
Parlament, Brüssel

Europa steht angesichts massiver Transfor-
mationsbedarfe unter hohem Handlungs-
druck: Klimaziele, digitale Infrastruktur, 
Energieversorgung und bezahlbarer Wohn-
raum erfordern jährlich Investitionen in drei-
stelliger Milliardenhöhe – weit über das ak-
tuelle öffentliche Budget hinaus. Der Schlüs-
sel liegt laut den Autoren in einer intelligenten 
Verzahnung von öffentlichem und privatem 
Kapital. Förderbanken wie die KfW und EIB 
übernehmen hierbei eine zentrale Rolle: Sie 
mildern Risiken, schließen Finanzierungslü-
cken und fördern gezielt Innovation, Nach-
haltigkeit und regionale Ausgewogenheit. 
Ob Wagniskapital für Start-ups, energeti-
sche Sanierung von Wohnraum oder grenz-
überschreitende Netzinfrastrukturen – ihre 
Strategien reichen weit über reine Finanzie-
rung hinaus. Die Zukunftsfähigkeit Europas 
hängt maßgeblich von ihrer Einbindung in 
eine integrierte Industrie-, Energie- und So-
zialpolitik ab. Eine resiliente „Green Industri-
al Strategy“ könnte laut René Repasi und 
Alissa Nanami Ostendorf so zur tragfähigen 
Antwort auf globale Wettbewerbsdynami-
ken werden. (Red.)

Prof. Dr. René Repasi

Alissa Nanami Ostendorf
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terstützung für diese Herausforderung 
ein. Die Sanierung des Hausbestands 
stellt dabei ein Geschäftsmodell dar, des-
sen Risiken überschaubar sind. Steigt die 
Energieeffizienz des Hauses, reduzieren 
sich die Ausgaben für den Energiever-
brauch, was seinerseits einen entspre-
chenden Nachhaltigkeitskredit refinan-
ziert. Zu häufig erscheint jedoch die 
Sanierung eines Hauses für dessen Eigen-
tümer als ein finanzieller Kraftakt, den 
diese nicht mehr stemmen können. Hier 
müssen neue Finanzprodukte entwickelt 
und deren Entwicklung durch die Finanz-
marktregulierung befördert werden.

Förderbanken sind bereits heute wichtige 
Akteure in diesem Bereich, wenn bei-
spielsweise die KfW Kredite10) von bis zu 
150 000 pro Wohneinheit ermöglicht und 
Tilgungszuschüsse von bis zu 45  Prozent 
bewilligt in Abhängigkeit vom erreichten 
Effizienzstandard. Solche Finanzprodukte 
führen zu einer verbesserten Wohnquali-
tät und reduzieren Energiekosten für 
Haushalte mit geringen Einkommen – und 
adressieren somit die gemeinwohlorien-
tierten Zielsetzungen von Förderbanken. 
Gleichzeitig eröffnet die Fokussierung auf 
Bestandsgebäude neue Wirkungsfelder 
für Förderbanken: Sanierungsvorhaben in 
ländlichen Regionen oder Städten mit 
schrumpfender Bevölkerung, die für 
private Investoren oft unattraktiv sind, 
können durch öffentliche Förderung 
angestoßen werden. Hierzu bedarf es kla-
rer Rahmenbedingungen – etwa einer 
Weiterentwicklung der EU-Beihilferegeln, 
die öffentliche Investitionen in gemein-
wohlorientierte Wohnprojekte erleichtert, 
ohne den Wettbewerb zu verzerren.

Vor diesem Hintergrund dürfte sich die 
neue politische Priorisierung durch die 
Europäische Kommission – mit einem ei-
genen Kommissar für Energie und Woh-
nen sowie einer Sonderkommission für 
bezahlbares Wohnen – auch aus Sicht der 
Förderbanken als strategisch sinnvoll er-
weisen. Die Bündelung von Energie- und 
Wohnungspolitik auf EU-Ebene eröffnet 
Synergien, von denen Förderbanken un-
mittelbar profitieren können. Diese ent-
stehen einerseits durch eine stärkere Aus-
richtung bestehender EU-Instrumente 
wie InvestEU oder REPowerEU auf den 

Wohnbereich, andererseits durch eine 
bessere Verknüpfung mit nationalen För-
derprogrammen. 

Die beispielsweise von der EIB angekün-
digte Investitionsplattform11) für bezahl-
baren Wohnraum, die in Zusammenar-
beit mit der Kommission nationale und 
lokale Akteure einbindet, wird in den 
kommenden zwei Jahren rund 10 Milliar-
den Euro mobilisieren, um bis zu 1,5 Mil-
lionen neue oder sanierte Wohneinhei-
ten zu schaffen. Durch solche Initiativen 
können bestehende Finanzierungslücken 
effizient adressiert werden – und die 
Transformation des europäischen Wohn-
raums gelingt nicht nur ökologisch, son-
dern auch sozial ausgewogen.

Mehr als strategische Zielsetzungen

Damit Europa im globalen Wettbewerb 
um eine klimaneutrale Industrie nicht zu-
rückfällt, braucht es mehr als strategische 
Zielsetzungen – es braucht investitionsfä-
hige Infrastrukturen, und zwar überall. 
China und die USA machen vor, wie ent-
schlossene Investitionspolitik Innovati-
onskraft und wirtschaftliche Souveränität 
sichern kann. China zum Beispiel ist 
längst zur dominanten Macht in den 
Märkten für erneuerbare Energien, Elek-
trofahrzeuge und Batteriespeicher auf-
gestiegen und baut seine grüne Infra-
struktur mit enormem Tempo weiter aus. 

Die Vereinigten Staaten haben mit dem 
Inflation Reduction Act nachgezogen, 
der mit über 370 Milliarden12) US-Dollar 
vor allem über steuerliche Anreize massi-
ve private Investitionen in grüne Techno-
logien auslöst. Europa darf in diesem 
Wettlauf nicht zögern. Doch gerade in 
der Vielfalt Europas liegt seine Stärke: 
Eine dezentrale, gerechte und zielgerich-
tete Investitionsstrategie – getragen von 
Förderbanken – kann die Transformation 
wirtschaftlich, ökologisch und sozial trag-
fähig gestalten.

Förderbanken wie die KfW, EIB und ihre 
Partner auf Landes- und Regionalebene 
haben bereits bewiesen, dass sie nicht 
nur Kapitalgeber, sondern strategische 
Partner für eine nachhaltige Zukunft 
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sind. Wenn Europa es jetzt schafft, diese 
Institutionen stärker mit europäischer In-
dustriepolitik, regionaler Strukturförde-
rung und sozialer Wohnungspolitik zu 
verzahnen, kann die EU nicht nur verlo-
renes Terrain zurückgewinnen, sondern 
mit einem „Green Industrial Deal“ zum 
Vorreiter einer gerechten, inklusiven und 
zukunftsfähigen Wirtschaft werden. För-
derbanken sind das Rückgrat dieser 
Transformation – und ein Hoffnungsträ-
ger für ein Europa, das Klimaschutz mit 
Wohlstand, Gerechtigkeit und technolo-
gischer Souveränität verbindet.
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